
      

Europa-Gespräche 
Institut für Geschichte, 

Stiftung Universität Hildesheim 

Dr. Andreas Schmidt-Schweizer 
Der politische Systemwechsel in Ungarn 1987-1989 

6.11.2017 

Zum Referenten 
Andreas Schmidt-Schweizer, geboren in München, studierte von 1985-1987 Neuere 
und Neueste Geschichte sowie Politikwissenschaft an der Ludwig-Maximilians-
Universität in München und von 1987-1990 an der Albert-Ludwigs-Universität in 
Freiburg i. Br. zuzüglich der Fächer Osteuropäische Geschichte und Wirtschaftspolitik. 
Von 1990-1992 folgte ein Studienaufenthalt in Budapest zur Erstellung der 
Magisterarbeit als Stipendiat des dortigen Europa-Instituts, 1993-1995 ein 
Forschungsaufenthalt ebendort als Stipendiat des Landes Baden-Württemberg und des 
Deutschen Akademischen Austauschdienstes im Rahmen der Promotion, die im Jahr 
2000 in Freiburg erfolgte. Schmidt-Schweizer arbeitete u.a. mit am Forschungsprojekt 
„ d e u t s c h - u n g a r i s c h e W i s s e n s c h a f t s b e z i e h u n g e n i n d e r 
Zwischenkriegszeit“ (2000/2001, Hamburg) und am Projekt „Ethnodoc“ des Südost-
Instituts (2003/2004, München). Von 2001-2003 war er wissenschaftlicher Mitarbeiter 
des Projekts „Informationsserver zur Beziehungs- und Integrationsgeschichte in 
Südost- und Ostmitteleuropa im 20. Jahrhundert“ des Ungarischen Instituts 
(2001-2003, München) und führte von 2002-2005 sein Buchprojekt „Politische 
Geschichte Ungarns 1985-2002“ mit Unterstützung der Gerda-Henkel-Stiftung durch. 
Seit 2005 ist er Wissenschaftlicher Mitarbeiter (seit 2010 senior fellow) am Institut für 
Geschichtswissenschaft des Zentrums für Humanwissenschaften der Ungarischen 
Akademie der Wissenschaften in Budapest. Von 2012-2014 war er zugleich 
Wissenschaftlicher Bearbeiter des Themenmoduls „Umbruch in Ungarn 1985-1990“ 
und arbeitet seit 2015 am Themenmodul „Ungarn 1944-85“, jeweils im Rahmen der 
Online-Quellenedition „Dokumente und Materialien zur ostmitteleuropäischen 
Geschichte“ des Herder-Instituts, Marburg. Mehrfach führte er Lehrtätigkeiten 
(Loránd-Eötvös-Universität, König-Sigismund-Hochschule) und Tutorate (Eötvös-
Kollegium) in Budapest durch. Seit 2007 ist er Mitglied der Vollversammlung der 
Ungarischen Akademie der Wissenschaften. 

Vortrag 

Der Referent eröffnet seinen Vortrag mit dem Hinweis, dass die politischen Umbrüche 
in Osteuropa im letzten Drittel der 1980er Jahre in den einzelnen Ländern deutliche 
Unterschiede aufweisen. Er stellt fest, dass diese Umbrüche, mit Ausnahme 
Rumäniens, friedlich abliefen. Zur Charakterisierung dieser Umbrüche wurden in der 
Wissenschaft verschiedene Begriffe eingeführt, beispielsweise „friedliche“ oder 
„samtene Revolution“ oder auch „Refolution“. Im Hinblick auf Polen und Ungarn wird 
im Allgemeinen von einer „verhandelten Revolution“ gesprochen, wobei die 
Verhandlungen am Runden Tisch, die zu einem Ausgleich zwischen den politischen 
Gegenspielern führten, als das zentrale Ereignis angesehen werden.  

   

  



      

   

  



      

Im ersten Teil seines Vortrags stellt der Referent die entscheidenden Ereignisse des 
politischen Systemwechsels und die Akteure vor, um zu belegen, warum der Begriff 
„verhandelte Revolution“ seiner Ansicht für Ungarn nicht zutreffend ist. 

Mitte der 1980er Jahre geriet der ungarische Reformsozialismus in eine Krise. Diese 
umfassende Krise nahm vor allem in der Wirtschaft dramatische Ausmaße an. Es 
herrschte ein Leistungsdefizit, welches durch sinkende Wettbewerbsfähigkeit, 
technologische Zurückgebliebenheit und einen starken Verfall des Lebensstandards 
offensichtlich wurde. Im Bereich der Ideologie entstand eine Kluft zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit. Verschärft wurden diese Umstände durch die Politik des 
„Gulaschkommunismus“, der seit den 1960er Jahren auf einen wachsenden 
Lebensstandard setzte, wozu später auch auf westliche Kredite zurückgegriffen wurde. 
Dies führte zu einer immensen Verschuldung Ungarns.  

Die überalterte Parteiführung unter János Kádár stand diesen Entwicklungen ab 
1986 ratlos gegenüber. Die Konsequenz war, dass die Kádár-Regierung auch jüngere 
Kräfte in Führungspositionen aufsteigen ließ. Károly Grósz wurde 1987 zum 
Ministerpräsidenten ernannt. Außerdem gehörte zum Reformflügel Miklós Németh 
(Leitung der Wirtschaftspolitik). Der neue Kurs zielte auf einen Übergang zu einer 
regulierten Marktwirtschaft, in der die sozialistischen Eigentumsformen weiterhin 
dominieren, aber das Wirtschaftsleben durch die Marktkräfte koordiniert werden 
so l l t en . D iese r w i r t s cha f t l i che Kurs so l l t e du rch gese l l s cha f t l i che 
Liberalisierungsmaßnahmen flankiert werden. Zu diesen Maßnahmen gehörten die 
Ausweitung der Freiheitsrechte im Rahmen des Einparteiensystems und die 
Gewährung eines weltweit gültigen Reisepasses. Dahinter stand die Auffassung, dass 
die Bekämpfung der Wirtschaftskrise und der Übergang zum Marktmechanismus nur 
unter Mitwirkung der Bevölkerung, die vormals durch den Paternalismus Kádárs 
politisch entmündigt worden war, und unter offener Artikulierung ihrer Interessen 
möglich sei.  

Es zeigt sich, dass der politische Veränderungsprozess in Ungarn nicht aufgrund von 
Druck aus der Bevölkerung oder der Opposition in Gang gesetzt wurde, sondern aus 
den ökonomischen Erwägungen der Machthaber. Die polnische Regierung hatte zu der 
Zeit noch keine radikalen wirtschaftlichen Änderungen im Sinn, vielmehr stand im 
Fokus wie man sich gegenüber der Gewerkschaft Solidarność verhalten sollte. 

Mitte 1987 wurden in Ungarn bereits vier Merkmale des Kádárismus 
(Vollbeschäftigung, Plankoordinierung, politische Nicht-Mobilisierung der 
Bevölkerungsmasse und kontinuierlich steigender Lebensstandard) aufgegeben. 
Offiziell fand die drei Jahrzehnte andauernde Ära Kádár dann ein Jahr später, im Mai 
1988, ihr offizielles Ende. Die neue Regierung unter Grósz und Németh wollte die 
regulierte Marktwirtschaft umsetzen und implementierte im Zeichen des 
sozialistischen Pluralismus eine Reihe von politischen Reformen, wie z.B. die 
Gewährung des Versammlungs- und Vereinigungsrechts. Diese Maßnahmen lösten in 
der intellektuellen städtischen Bevölkerung dynamische pluralistische Entwicklungen 
aus, welche den sozialistischen Rahmen schnell sprengten. So kam es bereits im 
Frühjahr 1988 zur Gründung einer Vielzahl von Verlagen, alternativen 
Gewerkschaften, parteiunabhängigen gesellschaftlichen Vereinigungen sowie zur 
Stärkung von schon bestehenden, a l le rd ings b is dah in marg ina len 
Oppositionsbewegungen. Es gab jedoch keine Massenmobilisierung und somit wurde 
auch kein unmittelbarer Druck auf die Regierenden ausgeübt.  

Letztlich wurden die Herrschenden durch die politischen Entwicklungen aber vor die 
Alternative gestellt, die Pluralisierungstendenz entweder gewaltsam zu unterdrücken 

   

  



      

oder sie zu akzeptieren. Die Partei spaltete sich in einen konservativen Flügel, der an 
einem immer unklarer werdenden Sozialismuskonzept festhielt, und den sogenannten 
Reformflügel, der eine Systemtransformation anstrebte. Anfang 1989 sprach sich der 
Reformflügel der Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpartei (MSZMP) unter Führung 
des neuen Ministerpräsidenten Miklós Németh und von Staatsminister Imre Pozsgay 
nach intensiven Diskussionen dafür aus, sich an die Spitze der demokratischen 
Dynamiken zu setzen und die Wende „in Eigenregie“ zu vollziehen. Die zukünftige 
Rolle der Opposition und die Frage, welche parteilichen Kräfte sich durchsetzen 
können, waren damals von zentraler Bedeutung. Bis Mitte März 1989 gelang es der 
Opposition nicht, ihre innere Zerrissenheit zu überwinden und breiten Rückhalt in der 
Bevölkerung zu finden. Sie konnte somit auch weiterhin keinen unmittelbaren Druck 
auf die Regierung ausüben und keinen spürbaren Einfluss auf die ökonomische und 
politische Wende nehmen. 

Die Kräfte um Németh drängten unterdessen die konservativen Kräfte um Ex-
Regierungschef Grósz, der mittlerweile zu einem „Bremser“ geworden war, zurück. 
Grundlegende Schritte, die 1989 von den „Transformern“ unternommen wurden, 
waren: Durchsetzung der Streik- und Versammlungsgesetze, Schaffung eines 
kompetitiven Mehrparteiensystem, Annahme einer im Wesentlichen pluralistisch-
demokratischen Verfassungskonzeption und die Neubewertung der „Konterrevolution“ 
1956 als „Volksaufstand“. Außenpolitisch sicherte Miklós Németh seine 
Demokratisierungspolitik erfolgreich gegenüber der Sowjetunion ab. Zudem sicherte 
er sich noch die tatkräftige Unterstützung der Bundesrepublik Deutschland in 
wirtschaftlicher und politischer Hinsicht.  

Der Systemwechsel in Ungarn vollzog sich komplett gewaltlos. Ein Machterhalt 
durch Gewaltanwendung war für die Führung zu keiner Zeit eine Option, denn es 
fehlte, anders als 1956, die Rückendeckung aus Moskau, und ein militärisches 
Eingreifen hätte zudem die Beziehungen zu den Geldgebern des Westens gefährdet 
und unkalkulierbare innenpolitische Entwicklungen ausgelöst.  

Die Führungsschicht erkannte, dass der Sozialismus nicht mehr zu reformieren war. 
Sie retteten sich mit einem Systemwechsel in die neue Zeit. Mitte März 1989 gelang 
es dann den Oppositionellen Kräften, die sich vor allem im Ungarischen 
Demokratischen Forum (MDF) und im Bund Freier Demokraten (SZDSZ) organisierten, 
einen „Oppositionellen Runden Tisch“ ins Leben zu rufen und nunmehr gemeinsam 
gegenüber den Machthaber aufzutreten. Dies führte zu mehr Rückhalt in der 
Bevölkerung und die oppositionellen Kräfte konnten so erstmals auch Druck auf Partei 
und Regierung ausüben. Der Parteiführung war es währenddessen gelungen, die 
Bremser in der eigenen Partei zu entmachten und den Transformationsprozess – vor 
allem auf der Regierungsebene – fortzusetzen. 

Mitte Mai 1989 beschloss das Zentralkomitee der MSZMP die Kader-Kompetenzen 
aufzuheben. Sie verzichtete auf das Vorrecht, wichtige Ämter entsprechend einer 
Nomenklaturliste zu besetzen und es kam zu einer grundlegenden Änderung im 
Verhältnis von Staat und Partei. Die MSZMP war nicht länger Staatspartei, Ungarn 
nicht länger ein Parteistaat. Auch die bolschewistischen Strukturen und 
Funktionsprinzipien der Partei wurde aufgegeben.  

Mitte Juni 1989 akzeptierte die Staats- und Parteiführung die vereinigte Opposition 
als gleichberechtigten Partner bei den Verhandlungen am Runden Tisch, die von Juni 
bis September 1989 stattfanden. Die Oppositionsbewegungen konnten so direkt 
Einfluss auf die konkrete Ausgestaltung der neuen Verfassungsordnung und auf die 
Modalitäten des Übergangs zur Demokratie nehmen. Einfluss auf sozial-, wirtschafts- 

   

  



      

und bildungspolitische Grundsätze hatte sie jedoch nicht. Am 23. Oktober 1989 trat – 
als Ergebnis der Ausgleichsgespräche – die Verfassung der Republik Ungarn in Kraft. 
Das neue Grundgesetz brach vollkommen mit der sozialistischen Ordnung und 
bekannte sich zu einer demokratisch-freiheitlichen Grundordnung, obwohl es sich 
formal nur um eine Revision der ehemaligen stalinistischen Verfassung der 
Volksrepublik Ungarn von 1949 handelte. Der Transformationsprozess war damit aber 
staatsrechtlich im Wesentlichen abgeschlossen. 

Die MSZMP löste sich im Oktober 1989 selbst auf und ein Teil ihrer Mitglieder 
gründete die Ungarische Sozialistische Partei (MSZP), die sich ideologisch und 
organisatorisch radikal von ihrer Vorgängerorganisation unterschied bzw. einen 
demokratie-kompatiblen Charakter erhielt. Im Frühjahr 1990 folgten 
Parlamentswahlen mit einem weitgehenden Elitenwechsel und der Bildung einer 
national-konservativen Regierung unter Antall, die die letzten Relikte der 
kommunistischen Ära beseitigte. 

Zusammenfassend nennt der Referent vier Aspekte des ungarischen 
Systemwechsels: 

1. Vor dem Hintergrund der politischen Liberalisierung in der UdSSR und der 
katastrophalen wirtschaftlichen Situation in Ungarn beschloss die ungarische 
Führung nicht nur, auf das Prinzip des Marktmechanismus zu setzen, sondern auch 
einen politischen Liberalisierungsprozess einzuleiten.  

2. Diese Entscheidungen erfolgten ohne unmittelbaren politischen Druck aus der 
Gesellschaft. 

3. Die Opposition konnte sich erst in der Spätphase am politischen 
Transformationsprozess beteiligen. Die gleichberechtigte Teilnahme der Opposition 
an den politischen Entscheidungen bzw. der Ausgleich am Runden Tisch bildete 
eine logische Konsequenz ihrer Demokratisierungspolitik, andernfalls hätte sie ihre 
eigene Systemwechsel-Politik diskreditiert. Das gilt auch für die Grenzöffnung im 
September 1989. 

4. Die Transformation ging von den alten Eliten aus und ist somit keine 
„verhandelte Revolution“, sondern im Grunde ein evolutionärer Prozess, eine 
Transformation „von innen“.  

Im zweiten Teil seines Vortrags geht der Referent kurz auf die Hintergründe des 
Transformationsprozesses ein und blickt zurück auf die Geschichte Ungarns seit 1956 
bzw. den Kádárismus. Dieser entwickelte sich vor dem Hintergrund der Lehren aus 
dem Volksaufstand von 1956 und brachte das ungarische Modell des 
Staatssozialismus hervor: prinzipielle Beibehaltung der tragenden Säulen 
kommunistischer Herrschaft (u.a. Kaderpartei, Verschmelzung von Staat und Partei, 
Repressionsapparat, Volkseigentum) bei gleichzeitiger, allerdings jederzeit rückgängig 
zu machender Entschärfung der Machtpraxis und Gewährung eines relativ hohen 
Lebensstandards. Dieser Kurs wurde von Moskau misstrauisch beobachtet, aber 
geduldet. Die Reformen führten zur Entstehung einer l iberal is ierten 
Staatsverwaltungswirtschaft und einer relativ entspannten innenpolitischen 
Atmosphäre. Kádár verfolgte den Grundsatz: „Wer nicht gegen uns ist, ist für uns.“ Er 
gab der Bevölkerung mehr Freiheiten – wie z.B. die Reisefreiheit in andere, auch nicht 
sozialistische Länder.  

   

  



      

Abschließend nennt der Referent acht Aspekte des Kádárismus, die sich in ihrem 
Zusammenspiel im besonderen Maße auf den Charakter des Systemwechsels in 
Ungarn Ende der 1980er auswirkten: 

1. Der innenpolitische Liberalismus Kádárs führte zu einem latenten Pluralismus, 
der die Ausbildung oppositioneller Gruppierungen ermöglichte.  

2. Die Reformpolitik Kádárs wirkte sich auf den inneren Charakter der Staatspartei 
aus. So existierten seit den 1960ern verschiedene innerparteiliche Strömungen. 
Aus einer dieser Richtungen gingen schließlich die Protagonisten des 
Systemwechsels hervor.  

3. Der Erfahrungen des gewaltsam verlaufenden Volksaufstands von 1956 führte 
zu einem Gewaltverzicht sowohl auf Seiten der Machthaber als auch der 
Opposition und der Bevölkerung.  

4. Die trotz der Einparteienherrschaft relativ gut entwickelte Rechtsordnung 
bildete die Grundlage, auf die die Transformer bei der Wende bauen konnten. 

5. Die Ruhigstellung der Massen, welche durch eine Politik der eingeschränkten 
Politisierung, die gewährten „kleinen Freiheiten“ und einen hohen Lebensstandard 
erreicht wurde, führte dazu, dass die Opposition sich keine breite Unterstützung in 
der Bevölkerung verschaffen konnte. Es herrschte sozusagen eine politische 
Biedermeier-Mentalität.  

6. Durch die Existenz einer Quasi-Marktwirtschaft und einer kleinen Schicht von 
Privatunternehmern sowie einer relativ gut entwickelten Wirtschaftsgesetzgebung 
wurde der Übergang zur Marktwirtschaft erleichtert.  

7. Die Abhängigkeit Ungarns von westlichen Geldgebern führte ebenfalls zu einer 
geringeren Bereitschaft zu gewalttätigen Lösungen. 

8. Die enge Verbindung Ungarns zur Bundesrepublik Deutschland brachte eine 
starke Unterstützung der Transformer in Staat und Partei mit sich und förderte 
somit die evolutionäre Entwicklung. 

Auszüge aus der Diskussion 

Frage: In welchem Zusammenhang steht das Geheimtreffen zwischen Helmut Kohl, 
Miklós Németh, Gyula Horn und Hans-Dietrich Genscher auf Schloss Gymnich zur 
Grenzöffnung? 
Schmidt-Schweizer: Die Entscheidung zur Grenzöffnung fiel bereits einen Tag zuvor. 
Auf diesem Treffen wurde der Bundesregierung lediglich diese Entscheidung mitgeteilt. 
Einen konkreten Termin gab es zu diesem Zeitpunkt jedoch noch nicht.  

Frage: Wie gestaltete sich der Auflösungsprozess der ungarischen Staatssicherheit? 
Schmidt-Schweizer: Die ungarische Staatssicherheit war weniger entwickelt als die 
in der DDR und bildete eine Unterabteilung des Innenministeriums. Bereits im Zuge 
des Transformationsprozesses fing der Innenminister an, die Staatssicherheit 
umzustrukturieren, und nach Verabschiedung der Verfassung unternahm er 
Anstrengungen, den ganzen Apparat umzubauen. Viele Mitarbeiter spähten aber nach 
„alter Tradition“ die Opposition aus. Anfang 1990 hat die liberale Opposition das 
aufgedeckt. Als Folge wurde ein parlamentarischer Untersuchungsausschuss 
eingesetzt. Der Innenminister und sein Stellvertreter mussten zurücktreten und es 
wurden Gesetze mit Übergangsregelungen für die weitere Tätigkeit der 
Staatssicherheit unter demokratischen Rahmenbedingungen verabschiedet.  

   

  



      

Frage: Wie ist Ungarn aus der Verschuldung herausgekommen? 
Schmidt-Schweizer: Vor allem so, dass Kapital – vor allem aus der Bundesrepublik –
nach Ungarn geholt wurde; Westdeutschland war schon immer sehr präsent in 
Ungarn. Die Regierung verabschiedete nach 1990 viele Gesetze, die bezweckten, 
Kapital aus dem westlichen Ausland nach Ungarn zu holen und es wurden 
Firmengründungen nach deutschem Muster zugelassen. Die Investitionen wurden 
auch durch die positive politische Atmosphäre (Grenzöffnung) und ein sehr gut 
entwickeltes Wirtschaftsrecht angeregt. Diese Entwicklung führte schließlich seit den 
1990er Jahren zu einer dynamischen Wirtschaftsentwicklung in Ungarn und eröffnete 
damit auch die Möglichkeit, den Verschuldungsprozess in Griff zu bekommen.  

  
Frage: Wie ist ihre Einschätzung zu den heutigen Entwicklungen in Ungarn? 
Schmidt-Schweizer: Wenn der Systemwechsel 1988/89 eine „Revolution“ war, die 
Ablösung einer autoritären Ordnung, dann findet heute eigentlich eine 
„Konterrevolution“ statt, d.h., die damaligen demokratischen Errungenschaften 
werden – zumindest teilweise – heute wieder rückgängig gemacht. Die liberalen 
Fundamente des politischen Systems werden gegenwärtig schrittweise abgetragen 
und in der Wirtschaft erfolgt ein politischer Verteilungsprozess unter den 
Parteifreunden und persönlichen Bekannten von Ministerpräsident Viktor Orbán. Die 
Verteilung von EU-Geldern, die nicht nach wirtschaftlichen, sondern ebenfalls nach 
politischen Gesichtspunkten erfolgt, dient auch dazu die Herrschaft des Orbán-
Regimes „einzuzementieren“ bzw. seiner Klientel lukrative Einnahmen zu verschaffen.  

Frage: Besteht auch heute eine Biedermeier-Mentalität? 
Schmidt-Schweizer: Die ungarische Bevölkerung befindet sich in derselben Lage wie 
am Ende der Kádár-Ära. Man murrt, aber tut nichts, und die Oppositionsparteien 
haben so letztlich keine Massenbasis. 

  
Frage: Bestand eine Zusage seitens der UdSSR, nicht mit der Armee einzugreifen?  
Schmidt-Schweizer:  Die UdSSR war zur damaligen Zeit selbst in einer schwierigen 
Transformationsphase und mit sich selbst beschäftigt. Als Ungarn mit seinen 
Transformationsmaßnahmen deutlich über die Politik der Sowjetunion hinausging, 
h a t t e G o r b a t s c h o w k e i n e E i n w ä n d e u n d f a s s t e a u c h k e i n e r l e i 
Interventionsmaßnahmen ins Auge. Ein Einsatz der Roten Armee stand außer Frage. 
Gorbatschow war sich wohl auch nicht ganz bewusst, wie weit die Wende in Ungarn 
g i ng . (Und au ch de r E i n s a t z d e r unga r i s c hen A rmee gegen den 
Transformationsprozess war ausgeschlossen.)  

Frage: Wie gestaltete sich der Auflösungsprozess der MSZMP hinsichtlich Mitglieder 
und Vermögen? 
Schmidt-Schweizer: Es herrschte zunehmende Unzufriedenheit an der Parteibasis. 
Auf dem letzten Parteitag, dessen Delegierte erstmals von der Basis gewählt worden 
waren, wurde deshalb die Auflösung der Partei beschlossen. Man zog einen klaren 
politischen und organisatorischen Schlussstrich, trat aber rechtlich die Nachfolge der 
Vorgängerin an und übernahm so auch das gewaltige Vermögen. Zu den Mitgliedern 
der neuen, aber deutlich kleineren Partei zählten dann vor allem die Protagonisten des 
wirtschaftlichen und politischen Systemwechsels, nur zu einem kleineren Teil 
Personen, die an einzelnen „Errungenschaften des Sozialismus“ festhalten wollten. 

   

  



      

1992 gelang der der Partei dann, sich ein klar sozialdemokratisches Profil zu 
verleihen.  

Frage:  Wie gestaltete sich die kulturelle Außenpolitik der BRD im Hinblick auf 
Ungarn? 
Schmidt-Schweizer: Die BRD durfte erstmals seit 1987/88 in Ungarn ungehindert 
Kulturpolitik betreiben; damit war das bis dahin existierende Kultur-Monopol der DDR 
aufgehoben. Bereits im März 1988 kam es zur Eröffnung eines Goethe-Instituts. 
Außerdem kam es bereits früh zu einem Einzug deutscher Stiftungen, so der 
Naumann-Stiftung im Juni 1989. 

Frage:  War das Paneuropa-Picknick am 19. August 1989, bei dem sich Hunderte 
Menschen trafen, für wenige Stunden die Grenze offen war und DDR-Bürger nach 
Österreich fliehen konnten, ein strategischer Testballon?  
Schmidt-Schweizer: Es war eigentlich ein österreichisch-ungarisches Treffen an der 
Grenze, lange zuvor von Otto von Habsburg geplant. Es war weniger ein Testballon als 
vielmehr ein spontanes Ereignis, das meines Erachtens publizistisch hochgespielt 
wurde. 

   

  


